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Beschlussvorlage 

 
 13 - Öffentlichkeitsarbeit, Steuerungsunterstützung, Organisation und 

Ratsbüro 

Vorl.Nr.: V/2017/03227 

Datum: 31.07.2017 

 

Gremium Sitzung am   

Haupt- und 

Finanzausschuss 

27.09.2017 öffentlich Entscheidung 

 

Tagesordnung 

 

Adressweitergabe an die Bundeswehr (Anregung gem. § 24 GO vom 18.07.2017) 
 

Beschlussvorschlag 

 

Der Haupt- und Finanzausschuss weist die Anregung des Mitgliedes des Deutschen 

Bundestages Dr. Alexander Soranto Neu entsprechend den Ausführungen des Städte- 
und Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen als unzulässig zurück. 

 

Begründung 

 
Die in der Anlage beigefügte Anregung zur Adressweitergabe personenbezogener 

Daten an die Bundeswehr in Meckenheim ist am 18. Juli 2017 in der Verwaltung 

eingegangen. 

 

Nach § 7 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Meckenheim hat jeder das Recht, sich mit 

Anregungen und Beschwerden an den Rat zu wenden. Die Eingabe kann einzeln oder 
in Gemeinschaft mit anderen eingereicht werden; sie muss schriftlich oder zur 

Niederschrift erfolgen.  

 

Gem. § 7 Abs. 4 der Hauptsatzung bestimmt der Rat für die Erledigung von 

Anregungen und Beschwerden im Sinne von Abs. 1 den Haupt- und Finanzausschuss.   
 

Der Haupt- und Finanzausschuss prüft inhaltlich gem. § 7 Abs. 5 der Hauptsatzung die 

Anregung und Beschwerde und kann zur Entscheidungsfindung die Stellungnahme 

eines anderen Ausschusses einholen. 



 

In diesem Zusammenhang wird auf den Schnellbrief des Städte- und Gemeindebundes 

vom 19. Juli 2017 verwiesen. Der Städte- und Gemeindebund sieht den Antrag der 

Linken als unzulässig an, weil es der Partei nicht um ein Sachanliegen geht, sondern 
um eine rechtsmissbräuchliche Inanspruchnahme öffentlicher Stellen, um den 

Ansichten der Partei Publizität zu verschaffen. Daher sind die Räte bzw. zuständigen 

Ausschüsse nicht verpflichtet, sich mit der Eingabe der Linken inhaltlich zu befassen.   

 

Die Verwaltung hat dem Petenten mitgeteilt, dass er das Recht hat, sein Anliegen vor 
dem Ausschuss mündlich vorzutragen, bei Bedarf weitere Erläuterungen zu geben und 

ergänzende Fragen aus dem Ausschuss dem Vorsitzenden gegenüber zu beantworten. 

 

 

 

 
Meckenheim, den 31.07.2017 

 

 

Sabine Gummersbach  Marion Lübbehüsen 

Sachbearbeiterin  Leiterin 

 

 
Anlagen: 

1. Bürgeranregung  

2. Schnellbrief StGB 

 

 
Abstimmungsergebnis: 

  Ja  Nein  Enthaltungen 
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